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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

NDG Nachrichtendienstgesetz
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

Fedpol Bundesamt für Polizei
KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und

-direktoren

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

LRens Loi sur le renseignement
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fedpol Office fédéral de la police
CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevölkerung am 25. September 2016 das Bundesgesetz über den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgeführten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am höchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.
Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souverän bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenüber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Ängste vor der Massenüberwachung zu
entkräften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevölkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kündigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Überwachungsfällen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.
In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erklärte der Verteidigungsminister. So müsse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Möglichst zeitnah müsse zudem
die neue unabhängige Aufsichtsbehörde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann – wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgenössischen Räte und die GPDel –
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle. 

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:
– Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
– Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
– Stimmfreigabe: GLP (4*)
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2016
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Im Oktober 2018 veröffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht zur Vernehmlassung
über das Vorläuferstoffgesetz. Von den 52 Vernehmlassungsantworten fiel die
überwiegende Mehrheit positiv aus. Rund 80 Prozent der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser begrüssten die bundesrätlichen Bestrebungen zur Verbesserung der
inneren Sicherheit der Schweiz und zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus.
Elf Teilnehmende, nämlich die SVP, die Kantone Nidwalden, Schwyz und Tessin sowie
sieben Wirtschafts- und Industrieorganisationen, lehnten den Vorentwurf insgesamt ab.
Sie kritisierten, das neue Gesetz generiere grossen zusätzlichen Aufwand und
Datenschutzprobleme bei der Anwendung, verfehle aber aufgrund des eingeschränkten
Anwendungsbereichs gleichzeitig das Ziel, die Sicherheit zu verbessern. Auch in den
grundsätzlich zustimmenden Stellungnahmen wurden Vorbehalte betreffend den
Datenschutz sowie die Zweck- und Verhältnismässigkeit der Regulierung geäussert.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.10.2018
KARIN FRICK
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Insbesondere die Beschränkung der Regulierung auf den Umgang mit den betroffenen
Stoffen im privaten Bereich – wohingegen der Umgang mit denselben Stoffen im
professionellen Bereich nicht reguliert wird – mindere die Wirkung des Gesetzes
deutlich. Ausserdem sei die auf wenige Chemikalien in bestimmter Qualität
vorgesehene Beschränkung leicht umgehbar. 2

1) BBl, 2017, S. 371 ff.; TZ, 23.8.16; SGL, 29.8.16; BaZ, 1.9.16; APZ, 7.9.16; SN, 9.9.16; SGT, 14.9.16; SZ, 22.9.16; NZZ, TA, 24.9.16;
AZ, BZ, BaZ, Blick, CdT, LMD, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 26.9.16; LMD, 27.9.16
2) Ergebnisbericht Vernehmlassung
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